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Ingo Schmitt 
ist darüber 
b e s o n d e r s 
e r z ü r n t : 
„Diese Fak-
ten scheinen 
R o t - G r ü n 
nicht mehr 

besonders zu interessie-
ren, aber dahinter ver-
birgt sich ein Vielfaches 
an Schicksalen.“ Rot-Grün 
bremst das Wachstum, 
nennt er als nächstes. Die 
Weltwirtschaft boome, 
aber Deutsch-
land stag-
niere. Hohe 
Lohnzusatz-
kosten, ein 
Ü b e r m a ß 
an Bürokra-
tie und die 
hohen Ener-
g i e p r e i s e 
bremsten das 
Wirtschafts-
wachstum in 
Deutschland. 
Jedes Jahr 
gehen unter 
R o t - G r ü n 

Rot-grüne Bilanz - sieben verlorene Jahre
40.000 Firmen Pleite. 
„Rot-Grün macht ärmer“, 
sagt er. In Deutschland le-
ben heute 1 Million Kinder 
in der Sozialhilfe. Jeder 
achte Bundesbürger fällt 
unter die Armutsgrenze. 
Schmitt: „Der Armutsbe-
richt der Bundesregie-
rung straft das rot-grüne 
Gerede von „Sozialer Ge-
rechtigkeit“ Lügen.“ Rot-
Grün lebt, so der CDU-
Politiker, insgesamt auf 
Kosten kommender Gene-

rationen. Unter 
Rot-Grün ist der 
S c h u l d e n b e r g 
des Bundes um 
180 Milliarden 
Euro auf jetzt 
890 Milliarden 
Euro angewach-
sen, fährt er 
fort, und das 
trotz Milliar-
den-Einnahmen 
aus UMTS-Li-
zenzen und dem 
Verkauf von 
B u n d e s e i g e n -
tum. Statt end-
lich Ausgaben 
zu reduzieren, 
gebe es bei Rot-
Grün jetzt neue 
V e r s p r e c h e n 
in Milliardenhöhe. Der 
CDU-Kandidat zieht sei-
nen Schluss aus der Situ-
ation: „Die CDU will einen 
Aufbruch für unser Land. 
Deutschland braucht den 
Wechsel! Deshalb am 18. 
September CDU wählen.“ 
Weitere Informationen 
zu den leeren Wahlver-

sprechen und zu falschen 
Aussagen der Regierung 
finden sie aktuell unter 
www.leere-versprechen.
de oder 
www.wahlfakten.de. 
Das Regierungsprogramm 
der Union ist unter www.
regierungsprogramm.
cdu.de zu finden. 
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Berliner trauen 
Schröder nicht

Trotz gegenteiliger Be-
teuerungen der SPD-Spit-
ze ist eine Mehrheit der 
Berliner überzeugt, dass 
die Sozialdemokraten im 
Kampf um die Macht vor 
einer rot-rot-grünen Ko-
alition nicht zurückschre-
cken würden. 58 Prozent 
der Hauptstädter sind der 
Meinung, dass die SPD 
nach der Bundestagswahl 
im September eine Koa-
lition mit der Linkspartei 
aus PDS und WASG ein-
gehen würde, wenn sie 
dadurch an der Regierung 
bleiben könnte. (Berliner 
Zeitung/Forsa)

Arbeitseifer à la SPD

Politik für Arbeit - mit 
markigen Sprüchen ver-
sucht sich der SPD-Bun-
destagskandidat Niels 
Annen in den Vorder-
grund zu drängen. Nur: 
Was weiß Annen eigent-
lich von der Arbeitswelt? 
Der 32-jährige studiert 
bereits seit 24 Semestern 
auf Staatskosten, ohne 
das ein Abschluss in Sicht 
wäre. (Bild-Zeitung)

Union punktet medial

Einen deutlichen Vor-
sprung hat die Union in 
der Berichterstattung 
der Medien. Der Monito-
ring-Dienstleister Landau 
Media AG (Berlin) stellte 
fest: 75% der Meldungen 
zu dem wirtschaftspoli-
tischen Konzepten von 
CDU und CSU waren im 
Zeitraum 7. Juli bis 17. Au-
gust positiv oder neutral; 
ebenso 60% der Meldun-
gen zur Steuerpolitik. Hin-
gegen wurden für die SPD 
35% negative Meldungen 
zur Wirtschaftspolitik und 
22% negative Meldungen 
zur Steuerpolitik regist-
riert. (ots)

„Mangelndes Vertrauen“

„In der Bilanz, in der Ar-
beitslosigkeit, im man-
gelnden Vertrauen“: Der 
frühere SPD-Vorsitzende 
Rudolf Scharping auf die 
Frage, wo er die Ursachen 
für die Misere der SPD 
sieht. (Bild-Zeitung)

In Kürze

Ingo Schmitt, 
MdEP

Die Teilnah-
me Papst 
B e n e d i k t s 
XVI. am 
20. Welt-
jugendtag 
in Köln hat 
es gezeigt: 

Über eine 
Million be-

geisterte junge Menschen 
bei der Abschlusskundge-
bung demonstrierten ein-
drucksvoll, dass die Sehn-
sucht nach Werten und 
Orientierung gerade bei 
Jugendlichen nach wie vor 
ungebrochen ist.
In seiner Abschlusspredigt 
kritisierte Papst Benedikt 
XVI., dass es heute in gro-
ßen Teilen eine merkwürdi-
ge Gottvergessenheit gebe. 
Diese Aussage treffe leider 
auch im besonderen Maße 
auf Berlin zu, so die Spit-
zenkandidatin der Berliner 
CDU für den Deutschen 
Bundestag, Prof. Monika 
Grütters. Hier leiste der 
rot-rote Senat schon seit 

Jahren Vorschub für Belie-
bigkeit und Prinzipienlosig-
keit in der Werteerziehung 
junger Menschen. Auf dem 
SPD-Landesparteitag vom 
9. April 2005 stimmten fast 
drei Viertel der Delegier-
ten gegen ein verbindliches 
Wahlpflichtfach Religion 
bzw. Ethik/Philosophie. 
Diese Entscheidung wur-
de nicht nur von Politikern 
über die Parteigrenzen hin-
weg kritisiert, sondern wi-
derspreche ganz offensicht-
lich den gesellschaftlichen 
Realitäten. Wie der Welt-
jugendtag gezeigt habe, 
sehnten sich die Menschen 
nach verbindlichen Werten. 
Die Politik habe die Aufga-
be, die Vermittlung eines 
verlässlichen Wertefunda-
ments zu gewährleisten, so 
Grütters.
Die wertebezogene Politik 
einer CDU-geführten Bun-
desregierung werde sich 
dafür einsetzen, dass auch 
in der Bundeshauptstadt 
Religionsunterricht als or-

dentliches Lehrfach erteilt 
wird. Eine entsprechende 
Forderung finde sich im 
Zehn-Punkte-Programm 

NACH ABSCHLUSS DES WELTJUGENDTAGES 

Wertedebatte in den Mittelpunkt gerückt
für Berlin, das die Bundes-
tagskandidaten der Berli-
ner Union gemeinsam erar-
beitet haben.

Monika Grütters, 
MdA
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Der Papst wird auf dem Weltjugendtag bejubelt.


